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Wohnbeihilfe: Landesrätin Kampus  
muss Verschlechterung zurücknehmen

Von hochgejubelter „Reform” bleibt nicht viel über

Mehr Geld für den öffentlichen Wohnbau!
Für eine Offensive beim öffent-

lichen Wohnbau tritt die KPÖ 
seit langem ein. In den letzten 
Jahren wurden immer weniger 
Wohnungen aus den Mitteln der 
Wohnbauförderung errichtet, ob-
wohl die Abgabe unverändert ge-
blieben ist. Deshalb tritt die KPÖ 
dafür ein, die Zweckwidmung die-
ser Mittel wieder einzuführen.

Die KPÖ unterstützt die Arbei-
terkammer-Forderungen, die auf 
eine Senkung der Wohnkosten 
abzielen. „Die Forderungen sind 
sinnvoll und finden unsere volle 
Unterstützung. Deshalb treten wir 
auch im Landtag für die Wieder-
einführung der Zweckwidmung 
der Wohnbaumittel ein”, so Labg.
Werner Murgg (KPÖ).

Ab 2018 muss 
Soziallandesrätin  
Doris Kampus (SPÖ) 
einige von ihr einge-
führte Verschlechte-
rungen bei der Wohn-
beihilfe (Wohnunter-
stützung) zurückneh-
men. 

Geblieben ist aber eine Rege-
lung, die Familien mit ge-

ringem Einkommen, besonders 
Alleinerzieherinnen, wesentlich 
schlechter gestellt hat. Die KPÖ 
hat weiter Druck gemacht. Mit 
Erfolg: Wie Anfang Dezember 
bekannt wurde, wird es ab 2018 
eine Neuregelung geben.
Konkret werden die Einkom-
mensgrenzen angehoben. Davon 
profitieren Familien mit Kindern, 
bei denen die Anrechnung der 
Familienbeihilfe als Einkommen 
zu einer Kürzung oder gar Strei-
chung der Wohnunterstützung 
geführt hat. Auch ältere Men-
schen mit geringen Pensionen sol-
len dadurch entlastet werden. Die 
Änderungen sollen bei Neuanträ-
gen ab Beginn des Jahres 2018 in 
Kraft treten.

KPÖ-Klubobfrau Claudia Klimt-
Weithaler: „Die von der Landesre-
gierung zu einem großen Wurf sti-
lisierte Wohnunterstützung wird 
innerhalb eines Jahres nun schon 
zum zweiten Mal umfangreich re-
pariert. Viel ist davon nicht über-
geblieben. Das zeigt, dass die Kri-
tik der KPÖ von Anfang an richtig 
war. So lange es kein ausreichendes 
Angebot an erschwinglichen Woh-
nungen gibt, ist die Wohnbeihilfe 
für viele die einzige Möglichkeit, 
sich ein Dach über dem Kopf leis-
ten zu können. Der Widerstand 
gegen dieses Gesetz war notwendig 
und richtig. Sonst wäre nämlich 
gar nichts geschehen.“
Landesrätin Kampus hat der KPÖ 
wiederholt „Panikmache“, „Popu-
lismus“ und „Unredlichkeit“ vor-
geworfen, bevor sie den Unmut, 
den über 10.000 Unterschriften 
gegen die Verschlechterungen 
und im Oktober 2016 über 1000 
Menschen auch im Rahmen einer 
Demonstration zum Ausdruck ge-
bracht haben, aufgegriffen hat.
Was nicht vergessen werden darf: 
Nur noch 23.000 steirische Haus-
halte beziehen Wohnunterstüt-
zung. Das sind um 8.000 Haushal-
te weniger als vor der Einführung 
der Wohnunterstützung anstelle 
der Wohnbeihilfe im Sommer 
2016.

Vor einem Jahr übergab KPÖ-Klubobfrau Claudia Klimt-Weithaler 
9.600 Unterschriften gegen die Kürzungen bei der Wohnbeihilfe an 
Landesrätin Kampus.

Letzten Herbst kam es in Graz zu einer Großdemonstration gegen 
die Verschlechterung der Wohnbeihilfe.
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Neues Gesetz bereitet Schließung von Spitälern vor
Am 12. Dezember 2017 wurde im steirischen Landtag 
eine neue Fassung des Krankenanstaltengesetzes be-
schlossen. SPÖ und ÖVP stimmten für den Entwurf. Die 
KPÖ lehnt den Entwurf mit den anderen Oppositionspar-
teien ab, weil er die Grundlage für einen radikalen Abbau 
der medizinischen Versorgung schafft.

Die Änderungen werden 
vorgenommen, damit die 

Schließung eines Großteils der 
öffentlichen Spitäler rechtlich 
möglich wird. Vor 2015 existier-
ten noch 15 Krankenhäuser in 
der Steiermark, künftig sollen es 
nur noch sieben sein.
Kritik am Gesetz wird u.a. von 
der Medizinischen Universität 
Graz, geübt:

• Die Ausdünnung des Ange-
bots in den steirischen Regio-
nen wird zu einer Überlastung 
des Zentralkrankenhauses in 
Graz führen. Die Medizini-
sche Universität Graz spricht 
deutlich von einer potentiellen 
„Verschlechterung der Versor-
gungsqualität“.

• Die langen Anfahrtswege 
von teilweise über einer Stun-
de werden zu wenig berück-
sichtigt.

• Selbst im Uni-Klinikum Graz 
ist zu gewissen Zeiten nur 
noch eine Rufbereitschaft 
anstatt der verpflichtenden 
Anwesenheit von Fachärztin-
nen und Fachärzten vorgese-
hen.

• In den Standardkrankenan-
stalten ist künftig keine Chi-
rurgie mehr verpflichtend 
vorgesehen. Die Ärztekammer 
nennt dies einen „Rückschritt 
in der Versorgung der Bevöl-
kerung“.

• Für Gesundheitszentren (Pri-
märversorgungszentren) ist 
im Budget gar kein Geld ein-
geplant, beim Gesundheits-
fonds sind es lediglich 2 Mio. 
Euro. Dass die geschlossenen 
Krankenhäuser durch sie er-
setzt werden, wird damit im-
mer unwahrscheinlicher.

Um diese Kürzungen durchzu-
setzen, wird eine wesentliche 
Bestimmung aus dem Gesetz ge-
nommen: Bisher war ab 50.000 
Menschen in einem Einzugsge-
biet eine Standardkrankenanstalt 
vorgesehen. Diese Bestimmung 
wird ersatzlos gestrichen.
KPÖ-Klubobfrau Claudia Klimt-
Weithaler: „Mit dem Kranken-
anstaltengesetz wird hinter dem 
Rücken der Bevölkerung ein ge-
sundheitspolitischer Kahlschlag 

beschlossen. Ohne dieses Gesetz 
wäre es gar nicht möglich, die 
medizinische Versorgung so weit 
zurückzufahren, wie es Landesrat 
Drexler plant. Der Bevölkerung 
soll wieder einmal eine Kürzungs- 
und Sparmaßnahme als ‚Reform‘ 
verkauft werden.“

KPÖ fordert Neustart der  
„Spitalsreform“ 
„Gesundheit ist eine öffentliche 
Verantwortung und kein Feld für 
Budgetexperimente. So wie die 
Spitalsreform jetzt geplant ist, 
kann für die Steiermark nichts 
Gutes herauskommen. Deshalb 
wäre ein Neustart der Verhand-
lungen die beste Lösung – unter 
Einbeziehung der Bevölkerung 
und des Landtags“, das betont 
Claudia Klimt-Weithaler.
Landeshauptmann Schützenhö-
fer und Spitalslandesrat Drexler 
lassen seit Jahren keinen Zweifel 
daran, dass sie extreme Maßnah-
men bei der Gesundheitsversor-
gung vorbereiten. Die angekün-
digten Primärversorgungszen-
tren werden nur zu einem sehr 
geringen Teil umgesetzt werden. 
Das ist seit dem Sommer klar, als 
Landesrat Drexler besorgniserre-
gende Zahlen vorgelegt hat.
Claudia Klimt-Weithaler: „Sollte 
die Regierung diesen radikalen 
Plan zur Entsorgung der öffent-
lichen medizinischen Versorgung 
tatsächlich umsetzen wollen, wird 
sie auf erheblichen Widerstand 
stoßen. Wir dürfen nicht zulas-
sen, dass unser Gesundheitssys-
tem ausgedünnt und ausverkauft 
wird.“

Zusammenfassung der steiri-
schen „Spitalsreform“
• Minus 800 Krankenhausbet-

ten, Wegfall von Abteilungen 
und Spitälern fixiert, Ersatz 
unklar

• Mehrere 24-Stunden-Ambu-
lanzen fallen weg

• Keine einzige zusätzliche Stel-
le für Allgemeinmedizin

• Abbau der Kassenstellen von 
Kinderärzten, obwohl die Ver-
sorgung mangelhaft ist

• Vorerst nur 11 statt der 100 an-
gekündigten Gesundheitszen-
tren (Primärversorgungszen-

Impressum/Medieninhaber, 
Herausgeber, Verleger: KPÖ Stei-
ermark, Lagergasse 98a, 8020 
Graz. Verantw. Redakteur: Georg 
Fuchs, ebd., Verlags- und Her-
stellungsort: Graz. Tel. (0316) 877 

5102; Fax (0316) 877 5108. E-Mail: ltk@stmk.gv.at // 
DVR: 0600008
Offenlegung: Infoblatt steirischer Landtag – 
Steirische Volksstimme – ist ein Druckmedium 
des Landtagsklubs der KPÖ Steiermark und dient 
der Information der steirischen Bevölkerung im 
Sinne des Kampfs der KPÖ Steiermark für soziale 
Gerechtigkeit. 
Das Blatt ist unabhängig von kommerziellen Inte-
ressen jeglicher Art und tritt für eine Stärkung und 
Demokratisierung des solidarischen Sozialsystems 
und gegen die Privatisierung von öffentlichem 
Eigentum und öffentlichen Dienstleistungen ein.

tren), obwohl mindestens 30 
nötig wären, um ein Mindest-
maß an medizinischer Versor-
gung zu garantieren.

• Das gesamte Konzept beruht 
auf der Wunschvorstellung, 
der Bund und vor allem die 
GKK würden Kosten und 
Aufgaben, die bisher von der 
KAGes getragen wurden, zu 
einem großen Teil (mindes-
tens 50 %) übernehmen. Es 
gibt keine Signale, dass dies 
auch nur ansatzweise Realität 
werden könnte.

So will die KPÖ das Gesund-
heitssystem verbessern:
• Der erste Schritt muss sein, im 

niedergelassenen Bereich die 
nötigen Strukturen aufzubau-
en, damit die Menschen eine 
sichere, medizinisch hochwer-
tige, wohnortnahe Versorgung 
vorfinden. Die Kürzung der 
stationären Versorgung darf 
nur insoweit erfolgen, wenn 

betroffene Einrichtungen er-
wiesenermaßen aus medizini-
scher Sicht nicht notwendig 
sind.

• Die Versorgung muss durch 
kassenfinanzierte Einrichtun-
gen gesichert sein. Privat- und 
Wahlärzte dürfen nicht die 
Kassenärztinnen und –ärzte 
ersetzen.

• In Einzelordinationen kann 
vieles an Therapien und Dia-
gnosen abgefangen werden. 
Es muss ein verbindlicher all-
gemeiner Versorgungskatalog 
für die Primärversorgung de-
finiert werden.

• Die Standorte müssen am Be-
darf orientiert sein und nicht 
nur an der derzeitigen Inan-
spruchnahme.

• Die Umgestaltung des Ge-
sundheitssystems muss offen, 
demokratisch und transparent 
diskutiert und umgesetzt wer-
den, nicht von oben herab dik-
tiert.

Gesundheitspolitischer Kahlschlag

Die KPÖ hat im Landtag 
bekräftigt, dass der – 

begrüßenswerte – Ausbau 
des Angebots an Vorschul-
betreuung von Kindern 
nicht auf Kosten der Quali-
tät gehen dürfe.
KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler betonte, 
dass, wie in der Schule, auch 
in Kinderbetreuungs- und 
Kinderbildungseinrichtun-
gen eine kleine Gruppen-
größe vorteilhaft ist. Für Un-
ter-Dreijährige wird ein Betreu-
ungsschlüssel von 1:3 bis 1:3,5 als 
optimal bewertet. Die Gruppen-
größe sollte jedenfalls höchstens 
5 bis 8 Kinder betragen. Für 3- bis 

KPÖ gegen größere Gruppen in 
Kinderkrippen

6-Jährige erhöht sich dieses Ver-
hältnis gem. Österr. Institut für 
Familienforschung für Ganztags-
kinder auf 1:7,5 und für Halbtags-
kinder auf einen Schlüssel von 
1:10 bis 1:12,5. 
Deshalb forderte die KPÖ in 
einem Antrag, die vorgesehene 
Höchstzahl an Kindern in Kin-
derkrippen nicht zu erhöhen und 
die Mindestanzahl an Betreu-
ungspersonen nicht zu reduzie-
ren. Der Antrag wurde von SPÖ 
und ÖVP angelehnt.
Klimt-Weithaler: „Es ist bedauer-
lich, dass es von SPÖ und ÖVP 
im Landtag nicht einmal ein Be-
kenntnis zu den derzeitigen Qua-
litätsstandards gibt. Das lässt be-
fürchten, dass der dringend nötige 
Ausbau von Kinderbetreuungs-
einrichtungen über kurz oder lang 
zu größeren Gruppen führt.“
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Die KPÖ stimmte am 12. 
Dezember gegen das stei-
rische Landesbudget für 

2018. LAbg. Werner Murgg be-
gründete, warum die Budgetpoli-
tik von SPÖ und ÖVP in die fal-
sche Richtung weist.

KPÖ-LAbg. Werner Murgg stellte 
in seiner Rede zum Landeshaus-
halt die Politik der Kürzungen 
bei der öffentlichen Infrastruktur 
infrage: „Krankenhäuser, Schulen, 
Wohnbeihilfe, ÖV, Kultur, sozialer 
Wohnbau – überall wird gekürzt 
statt investiert, weil angeblich zu 
wenig Geld da ist. Das Landesbud-
get entgleist aber nicht, weil nicht 
genug gespart wird. Wir haben ein 
Problem, weil der Staat fast nur 
noch über die Lohnsteuer und die 
Umsatzsteuer finanziert wird – in 
Summe 67,2 %. Die Kapitaler-
tragssteuer macht nur 3,2 % des 
Gesamtsteueraufkommens aus, 
die Körperschaftssteuer lediglich  
8 Prozent.
Würden Gewinne und Vermögen 
angemessen besteuert, dann hät-
ten wir kein Budgetproblem. Das 
kann man nicht oft genug sagen! 
Ohne eine ernsthafte Besteuerung 
von Vermögen und Gewinnen, 

Landesbudget 2018: „Land Schritt für Schritt zugesperrt“

ohne ein neues Konzept zur Finan-
zierung von Pflege und Gesund-
heit, wird die Steiermark Schritt 
für Schritt zugesperrt. Die SPÖ 
schaut bei der Umverteilung von 
unten nach oben zu und bleibt eine 
Antwort schuldig.
Wenn die Schulden abgebaut wer-
den sollen, ohne neue Einnahmen 
zu erschließen, dann können wir 
die Steiermark zusperren. Darü-
ber denken aber SPÖ, ÖVP und 
FPÖ gar nicht nach. Stattdessen ist 
schon wieder von Privatisierungen 
die Rede, diesmal von Immobilien 
des Landes.
Das oberste Prozent besitzt 40,5 % 
des Reichtums in Österreich. Die-
ses eine Prozent besitzt so viel, wie 
die österreichischen Staatsschul-
den ausmachen – ca. 300 Milli-
arden Euro. Daran sieht man, was 
im Staate Österreich falsch läuft.“

Die KPÖ brachte drei Anträge 
zum Budget ein. 
Im ersten, der Aufgrund der Ab-
lehnung von SPÖ, ÖVP und FPÖ 
keine Mehrheit fand, werden 
einnahmenseitige Budgetmaß-
nahmen gefordert, bei deren Um-
setzung das Land seit langer Zeit 
säumig ist:

• Einführung einer Nahver-
kehrsabgabe für Unternehmen 
ab einer gewissen Größe nach 
dem Vorbild der Wiener „U-
Bahn-Steuer“, zweckgebunden 
für den öffentlichen Personen-
nahverkehr in der Steiermark;

• Einführung einer Parkplatz-
abgabe für bestehende und 
zukünftige Einkaufszentren, 
ausgenommen innerhalb von 
Kerngebieten in Zentrumsla-
ge;

• Einführung einer Naturnut-
zungsabgabe („Schottersteu-
er“) zur Finanzierung von 
Naturschutz und Landschafts-
pflege.

Im zweiten Antrag thematisierte 
die KPÖ die mangelnde Trans-
parenz des Landesbudgets. 
Durch die neue Budgetstruktur ist 
nicht mehr nachvollziehbar, wel-
che Ausgaben wofür getätigt wer-
den. Details sind derzeit für den 
Landtag und die Öffentlichkeit 
unsichtbar. Die KPÖ forderte des-
halb, spätestens bei der Erstellung 
des Budgets 2019 unter anderem 
eine Kosten- und Leistungsrech-
nung, Detailbudgets der 2. Ebe-

ne (zumindest elektronisch), ein 
Verzeichnis veranschlagter Kon-
ten, Beilagen mit Erläuterungen 
zu Rücklagenentnahmen einzu-
schließen. ÖVP und SPÖ lehnten 
den Antrag ab.

Erneut brachte die KPÖ den An-
trag ein, die Bezüge der Landes-
politikerinnen und -politiker 
um 30 % zu kürzen. Dadurch 
würden immerhin 2,5 Mio. Euro 
im Budget frei. Nicht nur SPÖ 
und ÖVP, auch FPÖ und Grüne 
stimmten gegen diesen Antrag.

Werner Murgg hielt die Budget-
rede der KPÖ

Schulterschluss von SP/VP/FP/Grünen gegen KPÖ-Vorschlag für niedrigere Polit-Einkommen

Ab 2018 gelten strengere Regeln für Wetten
Nach jahrelangem Druck der KPÖ:

KO Claudia Klimt-Weithaler

• WettkundInnen müssen sich 
nun unter Vorlage eines Aus-
weises eine Karte ausstellen 
lassen.

• Personen unter 18 Jahren 
sind von Wetten ausgeschlos-
sen.

• Eine Selbstsperre ist ohne 
Angabe von Gründen mög-
lich. Darüber hinaus muss 
der Wettanbieter von sich aus 
KundInnen sperren, wenn 
diese durch Wetten ihre Exis-
tenz gefährden.

• Verboten sind künftig Wet-
ten während laufender Er-
eignisse („Livewetten“), aus-
genommen auf das Ergebnis, 
sowie Wetten, welche die 
Menschenwürde verletzen 
(z.B. auf tödliche Unfälle bei 
Sportereignissen) oder auf 
Kinder und Jugendliche ab-
zielen.

Lediglich eine Obergrenze für 
Einsätze konnte die KPÖ nicht 
durchsetzen. Dennoch stellt das 
„Wettengesetz 2018“ einen gro-
ßen Fortschritt gegenüber der 
derzeitigen Regelung dar.

Mehr Jugendschutz und 
Kontrolle bei  
Sportwetten –  
KPÖ kritisiert aber 
80-Prozent-Senkung der 
Abgabe auf Terminals

Jahrzehntelang war in der Stei-
ermark nicht nur das Glücks-

spiel, sondern auch der Bereich 
der Sport- und Livewetten ge-
setzlich völlig unzureichend ge-
regelt. Für Spielsüchtige und 
Jugendliche existierten kaum 
Schutzmaßnahmen. Nach jahre-
langem Druck der KPÖ beschloss 
der Landtag am 14. November 
endlich ein strengeres Gesetz für 
Sportwetten. Livewetten werden 
– mit wenigen Ausnahmen – ver-
boten.
Die KPÖ hat jahrelang darauf 
gedrängt, den Bereich der Wet-
ten neu zu regeln. Schutzmaß-
nahmen existierten kaum, dazu 
kamen Wetten auf fragwürdige 
„sportliche“ Ereignisse wie Hun-
derennen, die nur zum Abschluss 
von Wetten abgehalten wurden. 
Dem wird mit dem neuen Gesetz 
ein Riegel vorgeschoben:

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler: „Es ist erfreu-
lich, dass das Land den Bereich 
der Wetten endlich ernsthaft 
regelt und Schutzbestimmun-
gen einführt. Wir setzen uns seit 
einem Jahrzehnt dafür ein. Ent-
scheidend ist, dass das Land auch 
die Einhaltung der Bestimmungen 
durchsetzt. Bei den Spielautoma-
ten ist das bisher nicht gelungen.“

Keine KPÖ-Zustimmung 
Gleichzeitig hat der Landtag auch 

das Wettterminalabgabegesetz 
geändert. Die Wirtschaftskam-
mer hatte die angeblich „prohi-
bitiv hohen“ Abgaben von 1100 
Euro je Terminal und Monat 
kritisiert. Auf diesen Zuruf hin 
wird diese Abgabe auf 175 Euro 
gesenkt. Dies läuft allen Bemü-
hungen zuwider, das Glücksspiel-
angebot insgesamt zu reduzieren. 
Die KPÖ hat deshalb gegen das 
Abgabegesetz gestimmt.

Weiterhin Missstände bei 
Spielautomaten
Grobe Missstände herrschen 
nach wie vor im Zusammenhang 
mit dem Automatenglücksspiel. 
„Die Probleme mit den hunderten 
illegalen Automaten waren vor-
hersehbar. Nun ist es für Spiel-
süchtige, die ihr Geld an Auto-
maten verspielen, teilweise sogar 
schlimmer geworden, weil die 
Anbieter abseits jeglicher Legali-
tät agieren. Die Landesregierung 
wird darauf achten müssen, dass 
es bei den Sportwetten nicht zu 
solchen Entwicklungen kommt“, 
so Klimt-Weithaler.
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Seit 2015 ist Claudia Klimt-
Weithaler, KPÖ-Klubobfrau 
im steirischen Landtag, 
Vorsitzende des Petitions-
ausschusses. In diesem Aus-
schuss können alle Steirerin-
nen und Steirer ihre Anliegen 
direkt an die Landespolitik 
herantragen. Am 12. Dezem-
ber legte  legte die KPÖ dem 
Ausschuss den Jahresbericht 
für 2016 vor.

Von der Möglichkeit einer Peti-
tion an den Landtag machen im-
mer mehr Menschen gebraucht. 
Die KPÖ unterstützt sie dabei. 
2016 waren es 28 Petitionen, mit 
denen sich die Abgeordneten 
befasst haben. Neu in dieser Pe-
riode ist, dass alle, die 100 Unter-
schriften sammeln, ihre Petition 
vor den Abgeordneten und dem 
zuständigen Regierungsmitglied 
persönlich vorstellen dürfen.
Die 28 im vergangenen Jahr ein-

„Petitionen sind direkter Draht der Bevölkerung ins Landhaus“
gebrachten Petitionen umfassen 
Th emen wie Gesundheit, Sicher-
heit und die Unterbringung von 
Flüchtlingen in der Steiermark. 
Elf Petitionswerberinnen und –
werber stellten ihr Anliegen per-
sönlich im Landtag vor.
Die KPÖ hat eine Broschüre er-
stellt, in der die Abläufe genau 
erklärt werden. Auch andere In-
strumente der direkten Demo-
kratie werden darin vorgestellt. 
Leider ist das Volksrechtsgesetz 
mangelhaft, die meisten Mittel 
sind für die Bürgerinnen und 
Bürger zu kompliziert und auf-
wendig, gleichzeitig gibt es keine 
Verbindlichkeit, was die Umset-
zung von Anliegen anbelangt. 
Petitionen sind dagegen einfach 
ohne großen Aufwand einzubrin-
gen.
KPÖ-Klubobfrau Claudia Klimt-
Weithaler: „Der Petitionsaus-
schuss ist der direkte Draht der 
Steirerinnen und Steirer in den 
Landtag. Ich möchte allen Mut 

machen, sich für ihre Anliegen 
einzusetzen. Der Leitfaden soll 
dafür eine Unterstützung anbie-

ten. Ich achte darauf, dass die An-
liegen von der Landespolitik ernst 
genommen werden.“

Erholsame Feiertage und einen guten Rutsch ins Jahr 2018
wünscht 

der Landtagsklub der KPÖ
 Claudia Klimt-Weithaler Werner Murgg

Download Leitfaden: http://tinyurl.com/ybxmtves

Ab 2018 soll das Universalmuse-
um Joanneum (UMJ), Österreichs 
zweitgrößtes Museum, vom wis-
senschaftlichen Geschäftsführer 
Wolfgang Muchitsch und der 
kaufmännischen Geschäftsfüh-
rerin Alexia Getzinger geleitet 
werden. Diese Besetzung hat 
für großen Unmut gesorgt, da 
das Ergebnis bereits vor dem 
„objektiven Auswahlverfahren“ 
feststand und Ergebnis eines po-
litischen Postentauschs zwischen 
SPÖ und ÖVP ist.
Der Landtag Steiermark hat sich 

heute im Rahmen einer Dringli-
chen Anfrage mit diesen Vorgän-
gen beschäftigt. KPÖ-Klubob-
frau Claudia Klimt-Weithaler 
brachte den Antrag ein, im Inter-
esse des Landes und des UMJ auf 
den paktierten Postenschacher 
zu verzichten. Bisher ist das Mu-
seum mit einem Geschäftsführer 
ausgekommen. Der Antrag wur-
de von FPÖ, SPÖ und ÖVP ab-
gelehnt.
Bemerkenswert ist, dass die FPÖ 
die Vorgänge im Land vehement 
kritisiert, in der Stadt Graz aber 

selbst seit Beginn der schwarz-
blauen Koalition an zahlreichen 
parteipolitisch motivierten „Um-
färbungen“ beteiligt ist. Zuletzt 
wurde die Stelle des Kulturamts-
leiters unter äußerst fragwürdi-
gen Umständen von ÖVP und 
FPÖ neu besetzt.
Die Stadt Graz ist Miteigentü-
merin des Universalmuseums 
Joanneum. Ihr gehören 15 Pro-
zent der Anteile, 85 dem Land 
Steiermark. Graz hat einen Sitz 
in der Generalversammlung. In 
Graz liegt es nun an der FPÖ, ob 

Unwürdiges Schauspiel um Joanneum-Postenvergabe
FPÖ predigt im Landtag Wasser und trinkt im Grazer Rathaus Wein

der Vertreter der Stadt, Stadtrat 
Riegler, einen Auftrag des Ge-
meinderats bekommt, der Pos-
tenbesetzung durch Muchitsch 
und Getzinger zuzustimmen. Das 
Stimmverhalten in der Gemein-
deratssitzung am 16. November 
wird also äußerst interessant 
– die Grazer FPÖ steht vor der 
Wahl, ihren Parteifreunden im 
Land oder ihrem Koalitionspart-
ner eine Abfuhr zu erteilen.
„Das schlechte Image der Politik 
und die Politikverdrossenheit bei 
vielen Menschen haben ihre Ursa-
che in genau solchen Vorgängen. 
Und die FPÖ predigt im Landtag 
Wasser und trinkt in Graz Wein“, 
so die KPÖ-Abgeordnete Klimt-
Weithaler.


